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Integrierte Sozialplanung als kommunales 
Steuerungsinstrument 
 
Moderation Inga Döbel, Dr. Stefan Huber   
Praxisexpertin: Christiane Maurer, Amtsleitung Kreisentwicklung LK 
Sömmerda 
 
Leitfrage: Integrierte Sozialplanung als Schlüssel: Wie lassen sich 
Planungsergebnisse in wirksames präventives Handeln übersetzen? 
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Die Diskussion hat deutlich gemacht, dass Planungsergebnisse politisch 
anschlussfähig sein müssen. Die zentralen Botschaften müssen so 
aufbereitet und kommuniziert werden, dass sie die Politik erreichen und als 
belastbare Grundlage für Diskussionen, Prioritätensetzungen und 
Entscheidungen dienen können. 

Integrierte Sozialplanung schafft hierfür eine verlässliche Grundlage. Sie 
schafft Bewusstsein für aktuelle und zukünftige soziale Herausforderungen, 
macht Präventionsbedarfe sichtbar und zeigt auf, wo Handlungsbedarfe 
bestehen. Gute Planung ist damit zugleich ein wichtiger Präventionshebel: 
Sie ermöglicht es, frühzeitig zu handeln, anstatt lediglich auf Entwicklungen 
zu reagieren. 

Gerade vor dem Hintergrund von Sparzwängen und begrenzten finanziellen 
Spielräumen gewinnt Sozialplanung an Bedeutung. Sie unterstützt dabei, 
auf Grundlage von Wissen Prioritäten zu setzen und vorhandene 
Ressourcen gezielt und wirksam einzusetzen. 

Voraussetzung dafür sind Kooperation, Wissenstransfer und der Austausch 
von Daten zwischen Verwaltung, Trägern und Politik. Ebenso braucht es 
organisatorische, finanzielle, politische und personelle 
Handlungsspielräume. Gleichzeitig wurden Eigeninitiative, die Übernahme 
von Verantwortung sowie unterstützende Rahmenbedingungen und 
geeignete Anreize als wichtige Erfolgsfaktoren benannt. 

Damit Planung ihre Wirkung entfalten und langfristig wirksam bleiben 
kann, braucht es eine klare Kommunikation, Verbindlichkeit und politischen 
Rückhalt. Nur wenn die Botschaften der Sozialplanung bei der Politik 
ankommen und in Entscheidungen einfließen, kann sie ihr Potenzial als 
strategisches Steuerungs- und Präventionsinstrument voll entfalten. 
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Thementisch 3: (Präventive) Daseinsvorsorge sichern – trotz Sparzwang. 
Wie kann präventive Daseinsvorsorge trotz Haushaltsdruck politisch und fachlich durch 
Verwaltung gesichert werden? 
Moderation: Dr. Heike Schaarschmidt, Julia Bäring 

 

 

 

 



  

 

Im Rahmen des Thementischs wurde diskutiert, wie präventive 
Daseinsvorsorge trotz knapper öffentlicher Haushalte abgesichert 
werden kann. Priorisiert wurden Herausforderungen bei der 
Begründung von Prävention sowie mögliche Gelingensbedingungen für 
deren politische und fachliche Absicherung. 

1. Herausforderungen und Hemmnisse 

Ein zentrales Ergebnis der Diskussion war, dass Prävention zwar 
grundsätzlich von vielen Akteur:innen als wichtig anerkannt, in 
konkreten Haushalts- und Priorisierungsentscheidungen jedoch häufig 
nachrangig behandelt wird. Dieser Widerspruch wurde als 
grundlegendes Problem beschrieben: Einerseits besteht Einigkeit 
darüber, dass es sinnvoll ist, „vor die Welle zu kommen“ und Probleme 
frühzeitig zu vermeiden. Andererseits wird gerade bei präventiven 
Angeboten oftmals gespart, da ihre Wirkung nicht unmittelbar sichtbar 
ist.  

Präventive Arbeit zielt darauf, negative Entwicklungen vorzubeugen. Es 
wurde argumentiert, dass sich (Handlungs-)Bedarfe häufig nur schwer 
quantifizieren lassen und kausale Wirkungszusammenhänge daher 
kaum messbar nachgewiesen werden können. Dadurch bleibt die 
Argumentation gegenüber Verwaltung und Politik häufig zu allgemein. 
Andere Themen erscheinen konkreter, dringlicher oder politisch 
attraktiver. 

Hinzu kommen strukturelle Hemmnisse und systemische Zwänge 
innerhalb der Verwaltung. Prävention wird häufig nicht als 
Querschnittsaufgabe verstanden, sondern durch Zuständigkeits- und 
Ressortlogiken begrenzt. Des Weiteren fehlt vielerorts ein 
gemeinsames, klar definiertes Präventionsverständnis sowie eine 
(persönliche) Haltung zum Thema. Es bleibt unklar, welche Ziele verfolgt 
werden, wer Verantwortung übernimmt und wie verschiedene 
Angebote sinnvoll miteinander verknüpft werden können. 

Auch die Angebotslandschaft wurde kritisch betrachtet. Zwar gibt es in 
den Kommunen eine Vielzahl präventiver Projekte und Maßnahmen, 
allerdings werden mögliche Synergien nicht immer genutzt. Prävention 
ist zudem häufig von Fördermitteln abhängig. Dies steht im Widerspruch 
zu dem Bedarf nach verlässlichen Rahmenbedingungen, Kontinuität und 
nachhaltiger Verankerung.  

2. Lösungsansätze und Gelingensbedingungen 

Als zentrale Voraussetzung wurde eine gemeinsame 
Verantwortungsübernahme benannt. Prävention sollte als Aufgabe 



  

einer „Verantwortungsgemeinschaft“, bestehend aus Politik, 
Verwaltung, Zivilgesellschaft und Praxispartner:innen verstanden 
werden. 

Erste Ansätze liegen darin, Dialoge aktiv zu initiieren, niedrigschwellige 
Zugänge zu schaffen, eine gemeinsame Haltung zu entwickeln und 
diverse Akteur:innen frühzeitig einzubinden. Verwaltung kann hier eine 
wichtige Rolle übernehmen, indem sie Räume für Austausch gestaltet, 
Zuständigkeiten klärt und gemeinsame Zielsetzungen entwickelt. 
Fundamental ist eine Sichtweise, die nicht nur Einzelinteressen 
betrachtet, sondern Ziele aus einer „Wir-Perspektive“ formuliert. 

Darüber hinaus wurde die Bedeutung der Zivilgesellschaft 
hervorgehoben. Ehrenamtliches Engagement, lokale Netzwerke und 
gesellschaftliches Interesse können dazu beitragen, präventive 
Strukturen zu stärken.  

Für die Argumentation gegenüber Politik, Ausschüssen und Verwaltung 
wurde betont, dass Prävention stärker über realitätsnahe Bilder, 
konkrete Beispiele und überzeugende Narrative vermittelt werden 
muss. Ergänzend braucht es kontinuierliche Aufklärungsarbeit, um die 
Relevanz fehlender Prävention sichtbar zu machen, ein 
Verantwortungsbewusstsein zu erzeugen sowie die Bereitschaft, 
langfristig zu denken, zu schärfen.  

3. Fazit 

Die Diskussion zeigte, dass präventive Daseinsvorsorge vor allem 
deshalb gefährdet ist, weil ihre Wirkung schwer messbar ist. Um 
Prävention dennoch zu sichern, braucht es klare Verantwortlichkeiten, 
ressortübergreifende Zusammenarbeit, überzeugende Narrative und 
politische Kommunikation sowie eine gemeinsame Haltung zum Thema. 
Entscheidend ist, Prävention nicht als freiwillige Zusatzleistung, 
sondern als langfristig notwendige Investition in gesellschaftliche 
Stabilität und kommunale Handlungsfähigkeit zu verstehen. 
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